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mangelhafter Bauarbeiten, mangelhafter Arbeiten 
am Grundmauerwerk oder ungeeigneten Bau­
grundes sowie infolge von Einflüssen der Tempe­
ratur, der Witterung, chemischer, elektrochemi­
scher oder elektrischer Art oder infolge anderer 
Natureinflüsse, soweit sie nicht bereits im An­
gebot festgelegt sind.

d) Bei der Lieferung von Drehöfen und Schachtöfen 
kann außer der obigen Haftung nur guter Brand, 
jedoch nicht die Güte des zu erzeugenden Brenn­
gutes gewährleistet werden, weil diese u. a. von 
der Beschaffenheit der dem Ofen zugeführten 
Rohstoffe abhämgt, soweit nicht eine eingehende 
Prüfung aller Verhältnisse vorher durchgeführt 
wurde. Ebensowenig kann der Lieferer für An­
satzbildungen und ihre Folgen, wie Verminderung 
der Ofenleistung, Erhöhung des Kohleverbrauchs 
und Beschädigung des Ofens, verantwortlich ge­
macht werden.

e) Wird für die Leistungs-, Verbrauchs- und Kraft- 
bedar’fsangaben von dem Lieferer eine Zusiche­
rung gegeben, so gilt diese noch als erfüllt, wenn 
zur Erreichung der garantierten Leistung der 
Kraftbedarf um nicht mehr als 10 °/o überschritten 
wird.

f) Wird ausnahmsweise bezüglich der Leistung für 
die Vermahlung von Zementklinker vom Lieferer 
eine Haftung übernommen, so kommt als Aufgabe­
gut nur normalgebrannter, mindestens 14 Tage 
gelagerter Zementklinker von nicht mehr als Vs °/o 
Wassergehalt in Betracht. Die Prüfung der Mühle 
auf ihre Leistungsfähigkeit soll nach Eintritt des 
Beharrungszustandes der Mühle stattfinden, d. h., 
die Mühle muß durch Vorversuche auf die am 
zweckmäßigsten für die Vermahlung des betref­
fenden Zementklinkers in Betracht kommenden 
Mahlkammerlängen eingestellt und mit den er­
forderlichen und geeigneten Mahlkörpern gefüllt 
sein. Vor Beginn der Versuche muß die Mühle 
mehrere Stunden ununterbochen gleichmäßig ge­
arbeitet haben.

(2) Die Bestimmungen über Lieferzeit und Haftung 
gelten entsprechend für Nachbesserungsarbeiten und 
Ersatzstücke.

§ 9
Leistungsversuche

(1) Ist ein Leistungsversuch vereinbart, so kann des­
sen Ausführung sowohl von dem Besteller als auch vom 
Lieferer nur innerhalb der auf die Inbetriebsetzung 
folgenden zwei Monate verlangt werden und hat die 
rechtzeitige Erfüllung der betreffenden Vertrags­
pflichten des Bestellers zur Voraussetzung. Leistungs­
versuche müssen auf Wunsch des Lieferers während 
der ihm zu gewährenden Frist von sechs Monaten jeder­
zeit wiederholt werden. Falls im 24stündigen Betrieb 
laut Ausweis des von dem Besteller zu führenden Be­
triebsbuches die zugesicherte Leistung erreicht ist, 
braucht der Lieferer keinen Leistungsversuch durch­
zuführen. 2

(2) Der Besteller hat die zur Ausführung etwaiger — 
gegebenenfalls auch mehrfacher — Leistungsversuche 
erforderlichen Rohstoffe, wie Kraft, Licht usw., sowie 
geeignete Arbeiter und Angestellte unentgeltlich zu 
stellen. Ebenso hat der Besteller für die Prüfung von 
Drehöfen und Schachtöfen dem Lieferer während der 
Zeit der Leistungsversuche und der jeweils erforder­
lichen Vorversuche bis zur Dauer von je acht Tagen

ein Laboratorium und auf Wunsch einen Chemiker am 
Betriebsort unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Der 
Besteller hat vor der Ausführung der Versuche die 
Anlage in Ordnung zu bringen. Dem Lieferer ist vor 
Beginn der Versuche ausreichende Zeit zur Erreichung 
des normalen Betriebszustandes mit den vereinbarten 
Rohstoffen zu geben.

(3) Als Versuchsdauer ist möglichst der Zeitabschnitt 
anzunehmen, für den die betreffende Leistungsfähigkeit 
zugesagt ist, doch sollen Leistungsversuche die Dauer 
von 24 Stunden nicht überschreiten. Ohne Rücksicht 
auf deren Ursachen wird die Zeit der Stillstände und 
Betriebsstörungen der zu prüfenden Liefergegenstände 
oder anderer Vorrichtungen, die ihren Betrieb be­
einträchtigen, zwecks Feststellung der erzielten Leistung 
von der Versuchsdauer in Abzug gebracht.

(4) Werden die Leistungsversuche für einzelne 
Maschinen oder Maschinengruppen ausgeführt, so gel­
ten sie für jede Maschine oder Maschinengruppe als 
abgeschlossen, sobald die zugesicherten Leistungen er­
reicht sind. Erreicht der Lieferer bei einem von dem 
Besteller verlangten Leistungsversuch die vereinbarte 
Leistung nicht, so hat er die ihm durch den Versuch 
entstandenen Unkosten zu tragen, erreicht er dagegen 
die Leistung, so hat ihm der Besteller diese Unkosten 
zu vergüten. Wird der Leistungsversuch vom Lieferer 
verlangt, so gehen Kosten hierfür unter allen Umstän­
den zu seinen Lasten.

(5) Uber das Ergebnis von Leistungsversuchen ist 
eine von den Beauftragten beider Vertragspartner zu 
unterzeichnende Niederschrift anzufertigen.

§ 10
Schlußbestimmungen

Für das Vertragsverhältnis gelten im übrigen die 
Bestimmungen der Verordnung vom 6. Dezember 1951 
und der dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen,

Anordnung
über die Behandlung der Grund- und Umlaufmittel 

in den Betrieben der Kommunalwirtschaft.

Vom 16. Juli 1957

Zur einheitlichen Regelung für die Betriebe der Kom­
munalwirtschaft, die nach dem Prinzip der wirtschaft­
lichen Rechnungsführung arbeiten, wird folgendes an­
geordnet:

§ 1
Es sind für die Betriebe der Kommunalwirtschaft 

entsprechend anzuwenden

1. Anordnung vom 7. Januar 1957 über die Abgrenzung 
der Umlaufmittel- und Grundmittelsphäre (GBl. II
S. 37);

2. Anordnung vom 7. Januar 1957 über die Abwertung 
und Verschrottung von materiellen Umlaufmitteln 
in volkseigenen Industriebetrieben (GBl. II S. 38);

3. Anordnung vom 7. Januar 1957 über die Behandlung 
der Umbewertung richtsatzplangebundener Be­
stände (GBl. II S. 38).

§ 2
Einzelheiten zur Durchführung dieser Anordnung 

regeln die zuständigen örtlichen Räte.


